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Glänzende Perſpektiven!
Konzentrierte Diktatur.

Ein Dreiwänner- Direktorium mit qiktatoriſchen Vollmachten.

Der „Soz. Parl.Dienſt“ meldet kurz und trocken:
Die Reichsregierung plant die Einſetzung eines Ausſchuſſes

aus mehreren Kabinettsmitgliedern, der dikta-
zoriſche Vollmachten erhält und auf Grund des Ermäch
tigungsgeſetzes die für notwendig erachteten Verordnungen
erlaſſen ſoll. Dieſes Direktorium wenn man es ſo nennen darf
e ſoll ſich aus dem Finanzminiſter, Arbeits miniſter
pnd Jnnen miniſter zuſammenſetzen.

i e

Das ſind ja glänzende Ausfichten, die ſich dem deutſchen Prole
tariat eröffnen. Drei Namen: Luther, Brauns, Jarres!
Das dürfte genügen, um zu wiſſen, was uns bevorſteht. Drei
Männer und ein Programm. Da wären wir ja un wieder ſo
weit. Die Zahl der ſchon in reichlichem Maße vorhandenen Dik-
tatoren wird um drei mit unbeſchränkten Vollmachten Aus

eſtatteten vermehrt. Man frage aber nur ja nicht, gegen wen
ſich ihre Schärfe richten wird. Während die Arbeiterſchaft der
gangen Welt hinüberlauſchte nach dem britiſchen Jnſelveich, wo
die Bourgeoiſie eines weltbeherrſchenden Jmperiums faſt zu
faurmenbvach unter den Schlägen des Proletariats und in dieſem
mächtigſten Staat Europas eine Arbeiterpartei auf dem Sprunge

ht, die Macht zu »rgreifen, in dieſem geſchichtlichen Augenblick
ielt ſich in Deutſchland eine Tragödie ab, die gewiſſermaßen

en Schlußſtein ſetzt hinter eine Periode proletariſcher Politik,
die ſeit Jahren von geradezu verhängnisvolken Feftern
arnd Jrrtitmern begleitet iſt.

Das reaktionäve Hochdruckgebiet hat ſich gang zweifellos nach
dem Hergen Europas verſchoben und liegt ſchwer und düſter über
der deutſchen Republik, von der faſt nur noch der Name übrig ge
blieben iſt. Das Unfaßbare, daß die große Sozialdemokratiſche
Partei durch ihre Zuſtimmung zum Ermächtigungsgeſetz die De
itime Diktatur der Schwerinduſtrie hat herbei-
i helfen, iſt Ereignis geworden. Angeſichts dieſer ungeheuer
ichen Tatſache iſt nur noch nötig, harde Feſtſtellungen zu treffen

und dann unerbittlich die Konſequenzen zu ziehen. Die
Demokratie in Deutſchland iſt erſchlagen, die vielgeprieſene Wei
znarer Verfaſſung ein Fetzen Papier, um den ſich kein Menſch
mehr kümmert, der Artikel 48, der die ganze Verfaſſung außer
Kraft ſetzt, ift zum Knebel geworden, der von der Reaktion rück
ſichtslos gegen die dem i Elemente der Republik an
gewandt wird. Der Reichstag, das in freier Wahl zuſtande ge
kommene höchſte Parlament des Volkes, fürchtet ſich vor der Auf
löſung, weil angeblich keine Sicherheit beſteht, daß es überhaupt
zu Neuwahlen kommt. Ein durch und durch reaktionäres Kabinett,
in dem die Vertrauensmänner der Truſtherren als Miniſter ſitzen,
hat unter Zuſtimmung unſerer Partei ein Geſetz in die Hand be
konmen, mit dem der letzte Widerſtand des arbeitenden Volkes
gebrochen werden ſoll. Triumphierend verkünden die Blätter der
Bourgeviſie, daß dieſe mit diktatoriſchen Vollmachten ausgerüfſtete
Regierung nun en ſcheidend einzugreifen hätte in
den Kampf um den Achtſtundentag und daß der Be
amtenabbau unverzüglich in Angriff genommen werden
müſſe. Was das bedeutet für die republikaniſchen Elemente inner-
halb des Staatsapparates, iſt ohne weiteres hlar. Die obige Mel
dung des Parlamentsdienſtes zeigt uns mit fürchterlicher Deut
lichkeit, daß eine Arbeit von fünf Jahren im Sinne der Demo
kraiſierung nunmehr durch einen Federſtrich auf Grund des Er
mächtigungsgeſetzes zerſchlagen wird.

Die Entwicklung ſeit der Annahme zeigt uns, in welcher Rang
ordnung die Entſcheidungen ſtehen. Es klingt wie eine Jronie,
daß der „Vorwärts“ in der gleichen Nummer, in der er die Oppo
ſition beſchwört, mit der Kritik an Jnſtanzenpolitik zurüchzuhalten,
über den erſten auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes geführten
Streich berichtet. Nach den Mitteilungen einer Berliner Korre-
ſpondenz über Einzelheiten des neuen Mietſteuergeſetzes ſoll, be
ginnend am 1. Januar, die Miete allmählich auf den Friedens
ſtand gebracht werden. Ein Teil der aufgewerteten Mieten ſoll
der Verwaltung der Gemeinden übertragen werden. 50 Prozent
davon ſind an das Reich abzuführen. Die Reichsfinangzverwaltung
rwechnet mit einem Betrage von 200 Millionen Goldmark bis
20. September 1924, der ſich dann bis zum 80. Juni 1925 auf
weitere 600 Millionen Goldmark ſteigern ſoll. Zwar ſollen dieſe
Beträge zur Förderung des Wohnungsbaues verwendet werden,
zunächſt aber gilt es, die durch die Jnflation herbeigeführten Löcher
im Reichsfinanzſäckel zu verſtopfen, und es gehört nicht viel Pro
phetengabhe dazu, wenn behauptet wird, daß dieſe Goldmillionen
weſtlos auf dem Alrar der Sanierung geopfert werden. 600 Mil
Iionen Goldmark ſind keine Kleinigkeit. Sie ſind weit mehr als
ein Viertel der geſamten Einnahmen in den letzren Friedensetats
des Reiches. Und dieſe Summen ſollen faſt allein durch die Ar
beiterklaſſe aufgebracht werden. Selbſt dem „Vorwärts“ entſchlüpft
angeſichts dieſer Ungeheuerlichkeiten das Geſtändnis, daß die neue
Mietſteuer die „unſozialſte aller Steuern“ ſei. Das hindert ihn
freilich nicht, auf der erſten Seite der gleichen Nummer die An
nahme des Geſetzes als den Ausdruck der realpolitiſchen Einſtellung
der Fraktionsmehrheit zu feiern.
u dieſer Steuerungeheuerlichkeit kommen die bereits auf Gold l

über die Verwirklichung des langgehegten Planes zur Privatifie

umgewerteten übrigen indirekten Steuern, ohne die, die in den
nächſten Tagen noch folgen werden. Durch dieſe Einnahmen wird
der Steuerdruck von den beſitzenden Klaſſen genommen, und oben
drein wird ihnen noch ein erklecklicher Sondergewinn garantiert,
indem der Neunſtundentag in Ausſicht genommen
und binnen kurzem durchgeführt ſein wird. Das ſind wahr
haft glängende Perſpektiven, die das Ermächtigungsgeſetz eröffnet.
Man ſoll dieſen Schlag gegen das Proletariat nicht verbleinern
wollen und man ſoll in der Arbeiterklaſſe keine Jlluſionen nähren,
die durch die nüchterne Wirklichkeit nur allzu bald verflattern
müſſen. Man ſoll vor allem in der Beurteilung künftiger Dinge
die realpolitiſche Einſtellung wahren, auf die gerade jener Flügel
in der Sogzialdemokratiſchen Partei ſo ſtolz iſt, der allein die Ver
antwortung für das Kommende zu tragen haben wird. Leider iſt
an dieſer Stelle bisher gefliſſentlich verſchwiegen worden, daß das
Ermächtigungsgeſetz des neuen Kabineits nicht zu vergleichen iſt
mit dem, das Dr. Streſemann gegeben wurde. Damals ſaßen
immerhin noch vier Sozialdemokraten im Kabinett, die freilich
nur das Feigenblatt für die großkapitaliſtiſche Einſtellung der Re
gierung waren. Trotzdem aber glaubte man, der Ermächtigung
in ſozialpolitiſchen Fragen nicht beiſtimmen zu dürfen, und es
ſchlägt der Argumentation der Fraktionsmehrheit direkt ins Ge
ſicht, wenn ſie ſagt, daß aus fin anz politiſchen Gründen die ver
ſchleierte Diktatur notroendig ſei.

Die Ernennung des Direktoriums auf Grund des Ermäch
tigungsgeſetzes zeigt uns, daß die Reaktion noch größere
Ziele hat. Jhre Gier nach der Herrſchaft iſt unerſättlich. An
anderer, Stelle des heutigen Blatzes erfolgen nähere Mitteilungen

rung der Reichsbahnen und womöglich auch der Poſt. Wie der
zum Diktator in Ausſicht genommene Finanzminiſter die Finanzen
ſanieren dürfte, hat die „Allg. Ztg.“ ausgeplaudert, indem ſie
ſchrieb: „Die Hauptgeldfreſſer, Eiſenbahn und Poſt, müſſen
aber aus dem Etat hergus genommen werden. Man ge-
denkt ſie in die Form reichseigener Aktiengeſell-
ſchaften, die in ſich ſelbſt balancieren müßten, umzugießen.
Alle Vorarbeiten dafür ſind getroffen. Der Fi-
nanzminiſter braucht nur auf den Knopf zu drücken, ſobald das
Kabinett das Ermächtigungsgeſetz in den Händen hat.“ Der Plan
iſt kühn und zeigt, was wir von der Reaktion zu erwarten haben.
Wenn man hier aber noch von einer „reichseignen Aktiengeſellſchaft“
ſpricht, ſo iſt das nichts anderes als eine Täuſchung der Volks
maſſen. Jm Hintergrunde arbeitet verdeckt die Schwerinduſtrie
und bereitet jene Aktion vor, die die „Berliner Volkszeitung
hoffentlich noch rechtzeitig enthüllt.

Die Großfürſten des Finanzkapitals gehen aufs ganze; ſie
legen einfach ihre Hand auf den wichtigſten Beſitz des Reiches.
Was bedeutet angeſichts dieſer harten Tatſachen das erbärmliche
Zugeſtändnis, daß ein Ausſchuß von 15 Reichstagsabgeordneten
bei den Maßnahmen des Direktoriums angehört werden ſoll? Jſt
es nicht ſchon ein Symptom, daß die beiden Vorſitzenden des Aus
ſchuſſes den beiden rechten Flügelparteien des Bürgertums ent
nommen find

Jſt es kein Zuſammenbruch der Demokratie, wenn angekündigt
wird, daß ſchon in den nächſten Tagen drei auf der äußerſten
Rechten ſtehende Regierungsmänner tiefeinſchneidende Geſetze und
Verordnungen erlaſſen werden, ohne daß das Parlament die Mög
lichkeit hat, regulierend einzugreifen? Die Situation wird blitz
artig erhellt durch die weitere Tatſache, daß Deutſchland unter
dem Belagerungszuſtand der Generale ſteht, daß alle
Freiheiten der Staatsbürger aufgehoben ſind, während ſich in
Bavern die Konterrevolution ungehindert: breitmachen kann. Be
rückſichtigt man ferner, daß das Verbot politiſcher Par
teien, das ſich in der Praxis nur gegen die Kommuniſten aus
wirkt, die linke Seite des Proletariats völliglähmt, dann muß man allerdings zugeſtehen, daß die Reaktion
in geradezu raffinierter Weiſe es verſtanden hat, das Kräftever
hältnis zu ihren Gunſten zu ändern. Soweit hat uns die berühmte
„Realpolitik“, die zum Schlagwort innerhalb der Sozialdemo-
kratiſchen Partei geworden iſt, nun glücklich gebracht. Aus allen
Bezirken vegnet es ſcharfe Proteſte, und ſo hat dieſer letzte Streich
der Fraktion wenigſtens das eine Gute, daß die Partei als Ganzes
zuſammengeſchweißt wird gegen eine Politik, die uns von Nieder
lage zu Niederlage geführt hat.

Parteigenoſſen und Genoſſinnen!
Der Vorſtand der VSPD. Halle ladet die Mitglieder zu einer

heute abend 78 Uhr im „Volkspark“ ſtattfindenden außerordent
lichen Verſammlung ein. Zur Beratung hat er die von den
zuſtändigen Körperſchaften durch r Beſchluß vornommene Neubeſetzung der politiſchen Redaktion

es „Volkéblatt“ geſtellt. Wer die Entwicklung der Dinge,
wie ſie beſonders in den vorſtehenden Ausführungen gekennzeichnet
ind, genau verfolgt und objektiv beurteilt, wird mit uns zu der
teberzeugung kommen müſſen, daß es ſich bei dieſer für unbedingt

erforderlich erachteten Maßnahme um keine Angelegenheit von
Perſonen, ſondern um eine hochpolitiſche, ja eine Zukunfts-
frage der Partei und damit des Proletariats handelt. Es handelt
ſich darum, ob der bisherige, ins Verderben führende Kurs fort

etzt werden oder das Steuer nach links geworfen werden ſoll.
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Erdroſſelung der freien Kritik an der
Partei

Von Heinrich Ströbel.
„Wenn der Verſuch unternommen würde, die Mei-

nungsfreöheit zu unterdrücken, dann wäre der kein
echter Sozialdemokrat, der es fertig bekäme, ſich einer
ſolchen Zenſur zu unterwerfen. Das wäre wahrhaftig
nicht der Mühe wer:t, zur Sozialdemokratie zu gehen
und die uralte Unfreiheit loszuwerden, nur um ſie
mit einer neuen zu vertauſchen.“

Voll mar auf dem Parteitag in München 1902.
Der Parteiausſchuß hat am 27. November einen Beſchluß gefaßt,

der einen höchſt bedenklichen Eingriff in das Recht der Partei
darſtellt, an den Handlungen der Partei Kritik zu üben.

Wir meinen den Beſchluß, der im Abſatz 1 der vom Parteiausſchuß
angenommenen Reſolution niedergelegt iſt und dieſe Faſſung trägt:

„Der Parteiausſchuß erklärt das Beſtreben und die Förderung
geſchloſſener oppoſitioneller Organiſationen
innerhalb der Partei und das Beſtehen eines be
denzen für unvereinbar mit der Aufrechterhaltung der
Parteieinheit und fordert den Parteivorſtand auf, dagegen mit
allen zweckdienlichen Mitteln einzuſchreiten.“

Danach hat es den Anſchein, als ob einer buregaukratiſch auf
gefaßten „Parteieinheit“ zuliebe wieder einmal die Einheit der
ſogialiſtiſchen Bewegung in der ſchlimmſten Weiſe gefährdet werdeng te. Noch iſt ſeit der Wiedervereinigung der beiden ſozialiſtiſchen

arteien in Deutſchland kaum ein Jahr verſtrichen und ſchon
wollen die Fanatiker eines parteipolitiſchen Machtwillens, von dem
in dem Verhalten den bürgerlichen Gegnern gegenüber ſo
befremdend wenig zu verſpüren iſt, einen Kampf gegen die Oppo
ſition in den eigenen Reihen beginnen, der in ſeinen Aus

für das deutſche Proletariat die tragiſchſten Folgen
en kann.

Man ſollte es nicht für möglich halten, daß Politiker und So-
zialdemokraten obendrein, aus den bitteren Lehren ſelbſt der jüngſt
erſt abgerollten Geſchichte ſo rein gar nichts gelernt haben könnten.
Denn was war, nach dem Eingeſtändnis aller einſichtigen Führer
der Sozial demokratiſchen Partei ſelbſt, die Haupt urſache
aller ſozialdemokratiſchen Mißerfolge ſeit dem
November 1910 Die Zerriſſenheit der ſozialiſtiſchen Bewegung,
die Parteiſpaltung, der unſelige Bruderkampf zwiſchen den feind
lichen Parteien. Sehr ſpät erſt, allzu ſpät, wie ſich inzwiſchen
herausgeſtellt t erkannten die beiden Parteien das Unſinnige
und Verderbliche dieſes kräfteverzehrenden Kampfes, der das Pro-
letariat unfähig machte, ſeine geſammelte Macht der immer fieges-
ſicherer auftretenden Reaktion entgegenzu werfen. Jmmerhin: der
Parteitag von Nürnberg brachte endlich doch die Wiederver
u

Aber ſelbſtverſtändlich konnte kein denkender Genoſſe ſich evn
bilden, daß ſich in der vereinten Partei die Verſtändigung über
die beſten und wirkſamſten Methoden des Kampfes ohne
leidenſchaftlichen Meinungsſtreit finden laſſen werde.
Sagte doch Genoſſe Wels ſelbſt in ſeinem Schlußwort in Nürn
berg, da „nur in hartem, geiſtigen Ringen die Palme des letzten
großen Sieges zu gewinnen ſein werde. Auch im harten Ringen
der Geiſter in der eigenen Parteil Denn war ſchon die Partei
geſchichte bis zum Jahre 1914 von unausgeſetzter Selbſtkritik er
füllt geweſen, um wieviel mehr mußte die Strategie der Partei in
mitten der koloſſalſten volitiſchen Umwälzungen unß ſozialen Neu
geſtaltungen der Weltgeſchichte alle ernſten Geiſter mit leiden
ſchaftlicher Sorge erfüllen. Bewegte ſich hier doch das Proletariat
auf ganz unbekanntem Boden, waren doch völlig neue und höchſt
kompligzierte Probleme zu löſen: die Stellung ger Koalitionspolitik
in ihren verſchiedenſten Formen, die ſteuerliche Sanierung eines
bankerott gewordenen Staates, die verantwortungsvollſten Fragen
der Reparations und Außenpolitik uſw. Daß hier immer wieder
tiefgehende Meinungsdifferenzen auszutragen waren, war eine
hiſtoriſche Notwendigkeit, eine parteipſychologiſche und parti
organiſatoriſche Selbſtverſtändlichkeit. Zumal wenn man ſich aa
die Reſolution Bebel erinnert, die der Parteitag in Erfurt beſchloß
und die mit den Worten begann: „Der Parteitag erklärt ausdrück-
lich, daß die Kritik an den Handlungen und Unterlaſſungen der
Parteiorgane und der parlamentariſchen Vertreter der Partei ein
einem jeden Parteigenoſſen zuſtehendes
Recht iſt.“

Nun wird freilich die Mehrheit des Parteiausſchuſſes erklären:
Freiheit der Kritik ſelbſtverſtndliäch; nicht geduldet werden
oll nur „das Beſtehen und die Förderung geſchloſſener oppoTer Organiſationen“. Aber iſt es denn nicht das natürlichſte

und unvermeidlichſte Ding von der Welt, daß Anſichtsgenoſſen ſich
überall zuſammenfinden, auch innerhalb einer Parteiorgani-
r Jhre gemeinſame Kritik und Oppoſition kann darum
doch unm dglich ein Verbrechen ſein. Die gemeinſame Abwehr
der Oppoſition iſt natürlich das ebenſo unveräußerliche Menſchen
recht der jeweiligen Mehrbeit einer Partei. Zu verpönen iſt nux
auf beiden Seiten der Kampf mit illoyalen Mitteln: mit
bewußten Unrichtigkeiten, Verleumdungen oder Vergewal-
tigungen irgendwelcher Art.Her Parteiausſchuß betrachtet aber als nicht zu duldende Son
derbündelei ſchon „das Beſtehen eines beſonderen Organs mit be
ſonderen parteipolitiſchen Tendenzen“. Das zielt unverkennbar
auf die vom Genoſſen Levi herausgegebene Zeitungskorreſpondenz.
Der Parteivorſtand ſoll alſo verbieten, daß ein Kreis mehr oder
minder gleichgeſinnter Parteigenoſſen eine Zeitungskorreſpondenge Da muß denn doch feſtgeſtellt werden, daß ein ſolches

aß engherziger, parteibureaukratiſcher Unduldſamkeit bis zum
Kriege in der Partei völlig unbekannt war. Konnte doch bereits
im vorigen Jahre ein Organ auf ein volles Vierzeljahr-
hundert ſeines Beſtehens zurückſchauen, auf das die in der
Reſolution des Parteiausſchuſſes gegebene Stigmatiſierung vollauf
zutrifft: die „Sozialiſtiſchen Monatshefte“. Dieſes

und Genofſtunen, lommt und ſagt, was Jhr wollt! Organ war ſeit Anbeginn ein Sammelpunkt ganz beſonderer par

ſonderen Organs mit beſonderen parteipolitiſchen Ten-

ſelbſtverſtändliches



m wir

ehnten und verurteilten. Daß die „Sogzialiſtiſchen Monatshefte“mit aller Abſicht die Brut- und Hegeſtätte des parteioffi S ver
fehmten Reviſionismus waren, hat auf dem Parteitag i München
1902 einer der führenden Reviſioniſten ſelbſt, Genoſſe Eduard
David, mit den Worten eingeſtanden: „Dies Blatt war not
wendig; ſein Bedeutung hat ſich ganz natürlich daraus entwickelt,
daß diejenigen. die die unter dem Namen Reviſionismus
zuſammengefaßten Anſchauungen vertreten, ſich ein an ſchaffen
mußten, in dem ſie ihre Meinung ungehindert
niederlegen konnten.“ Trotzdem iſt es niem einem
S eingefallen, etwa eine Unterdrückung di Or-
r zu fordern oder einem Parteitag, ſie zu beſchließen. an hat
ich damit begnügt, den „Soz. Monatsheften“ den offigiellen Par

teicharakter abzuſprechen, um dadurch kundzutun, daß die Partei
als ſolche für die in dem Blatte verfochtenen Anſichten nicht ver
antworrlich gemacht werden könne. Bebel ſelbſt drückte das in
München mit den Worten aus: „Die „Soz. Monatshefte“ aber
tehen außerhalb der Partei, ſie haben nicht den Verſuch gemacht,
ich in den Parteirahmen einzufügen. Jch mache ihnen
argus keinen Vorwurf, aber das muß klargeſtellt werden,

um einmal die Grenzen für das, was als Parteipreſſe angeſehen
werden kann, zu ziehen.“

Die Partei erklärte alſo einmal, daß die „Soz. Monatshefte“
amtpartei ſpreche und derein Organ ſeien, das im Namen der

parteioffiziellen Aufſicht unkerſtehe. Darüber hinaus proteſtierten
und polemiſierten die Blätter der damals antireviſioniſtiſ

gegen zahlreiche Aufſätze des reviſioniſtiſ
ammelorgens. Das war ebenſo gut ihre Pflicht, wie es das

unbeſtrittene und unangefochtene Recht der veviſioniſtiſchen Mi n
derheit war, hre Anſichten nach Möglichkeit zu propagieven,
auch durch ein beſonderes Organ mit beſonderen parteipolitiſchen
Tendenzen. Ein aus Dortmund-Hörde ſtammender Antrag, die
Mit arbeiter der „Soz. Monatshefte“ aus der Partei reerfuhr auf dem Leipziger Parteitag 1909 nicht einm i re
einer Abſtimmung, er wurde von den Antragſtellern ſelbſt zurück
gezogen.

Wie damals die führenden Männer des rechten Flügels der
Partei über das Recht der freien Kritik an der Partei
und über die parteiamtliche Preßkontrolle dachten,
mögen einige weitere Zitate aus dem Parteitagsprotokoll von
München beweiſen. Da ſagte beiſpielsweiſe Jgnaz Auer:

„Ja, die freie Meinungsäußerung für die Sache, der man
elbſt angehört, die verlangen alle, auch die Stock-onſervakiven. Eine derartige Forderung ſo weit zu er

heben, als man ſie ſelbſt braucht, das iſt noch keine Anerkennung
des Rechtes der freien Meinungsäußerung. Dies Recht
muß in vollem Umfange auch für die Kritik
des Gegners anerkannt werden. Nun frage ich Sie,
wo kommen wir hin, wenn der Grundſatz gelten ſoll, der früher
nie in der Partei gegolten hat, daß derartige freie literariſche
Organe wie die „Soz. Monatshefte es ſind, oder die „Deut-
ſchen Worte“ des Genoſſen Pernerſtorffer, oder wie vor dem
a ſremn e die neben dem offiziellen, wiſſenſchaftlichen Or
gan „Die Zukunft“ beſtehende „Neue Geſellſchaft war, von
Parteiſchrift ſtellern nicht mehr benutzt werden dürfen? Wo
kämen wir hin, wenn der Grundſatz gälte: „Meinungsfretheit in
vollem Umfange, aber die Blätter werden ausgeſucht, in die du
ſchreiben darfſt?“

Eduard David erklärte in unmittelbarem Anſchluß an
ſein vorher wiedergegebenes Geſtändnis:

„Dies Organ (die „Soz. Monatshefte“) hat auch jedergeit
unter der Kontrolle der Partei geſtanden; das Argument Bebels,
die „Soz. Monatshefte“ ſtänden außerhalb der Parteikontrolle,
iſt rein formell. Jeder, der für die „Soz. Monatshefte“
ſchrieb, ſteht mit allen ſeinen dort entwickelten Anſchauungen
unter der Kontrolle der Geſamtpartei.“

Wolfgang Heine dachte von der „formellen“ Partefbon
trolle. noch geringſchätziger

„Ueberhaupt geht mir dieſe Sanktion von allem, was partei
offigiell iſt, denn doch zu weit. Das iſt nichts als eine burean-
kratiſche Engherzigkeit, abgeguckt unſeren ſchlimmſten Feinden.“

Gelten nun nicht alle Argumente, die Heine, David, Auer und
Vollmar für das Eriſtenzrecht der „Soz. Monatshefte“ das in
Wirklichkeit auch niemals von der r Zweifelt
oder angefochten wurde! vorbrachten, genau ſo für die Zeitungs-
korreſpondengz des Genoſſen Levi? Und treffen die erden
über die bureaukratiſche Engherzigkeit und Jntoleranz, die von
den Verteidigern der „Soz. Monatshefte“ erhoben wurden, nicht
ebenſo gut, ja noch viel ſchärfer das Vorgehen des Partei
ausſchuſſes? Denn die ehemalige Parteimehrheit fordert
ja niemals, daß den Reviſioniſten der Mund verſchloſſen und ihr
Organ genommen werde, ſondern ſie kämpfte ſtets nur für die
entſchiedene Feſtlegung der Partei auf die antireviſioniſtiſche Auf
faſſung; während der Parteiausſchuß die Leviſche Korreſpondenz
ſelbſt unter drückt zu ſeken wünſcht!

Wir betonten aber bereits, daß der Partei niemals das Recht
der freien Meinungsäußerung und der Selbſtkritik unentbehr-
lich er war, als gerade heut e, wo Fragen von äußever Wich-
tigkeit und weltgeſchichtlicher Schickſalsſchiwere nur zu oft in Frak
tions und Ausſchußſitzungen entſchieden werden, ohne die geringſten demokratiſchen Garantien ie denn über
haupt das ganze deutſche Regierungsſyſtem der letzten Jahre die
ſchreiendſte Karikatur war auf jede Demokratie. Alle Verſuche kri
tiſcher Selbſtverſtändigung und alle irgend der Volksaufklärung
dienenden Jnformationen find gerade heute ſo wertvoll als nie.
Die Antaſtung dieſes Rechtes der Kritik an den Handlungen und
Unterlaſſungen der Partei bedroht darum tödlich die Lebenskraft

aufs ſchwerſte die Ginheit der Partei, denn im größten Um
fang müßte ſich erneut das Wort Vollmars beſtätigen, daß der
kein echter Sozialdemokrat wäre, der es fertig bekäme, ſich einer
r Zenſur zu unterwerfen. Noch freilich wir zu hoffen,
daß diesmal die Warnung richt ſo ungehört llen werde, wie
im Un ahve 1917

Iqnorabimus.
Unter dieſer Ueberſchrift ibt die Leipziger Vol?s

zeitung“ in ihrer letzten
„Wir werden es nicht wiſſen.“ mit dieſen Worten ſchloß du

Bois Reymond ſeine im Jahre 1872 zu Leipzig gehaltene Rede überdie „Grengen des Naturerkennens“. Dieſer Waheſrrug des

eſſimismus, der Reſignation, des Niewiſſen-
önnens hat jahrelang die Auseinanderſetzungen unter den

Naturforſchern beherrſcht. Die geſamte narurwiſſenſchaftliche Welt
r ſich in zwei Lager wie hente die Sozialdemokratiſche

artei in zwei ſich befehdende Richtungen geſchieden iſt. Der Kampf
geht um die Beſtrebungen der Oppoſition. Will ſie die Partei
palten oder nicht? Auf welcher Seite die Parteiſpalter ſitzen,

z haben die Beſchlüſſe des Parteiausſchuſſes haarſcharf bewieſen,
und wenn ſonſt noch Zweifel übrig blieben, dann die letzten
Sitzungen der Reichstagsfraktion jede Klarheit geſchaffen. Man
möchte nur das Odium der Spaltung nicht auf ſich nehmen, daher
37 die Parteiinſtangen und alle willfährigen Journaliſten an der

rbeit, je de s, aber auch jedes Beweismateria nach der Art eines
ſpitzfindigen Staatsanwalts heranzuſchleppen.“

Unſer Leipziger Bruderblatt kenngeichnet ſodann kurz das Be
ſtreben des bisherigen politiſchen Redakteurs unſeres „Volks-
blattes“, trotz des auf dem letzten Bezirksparteitage erhaltenen
Mißtrauensvotums ſein Preſtige ſelbſt auf Koſten des Anſehens
9 re unter allen Umſtänden wahren zu müſſen, und fährt

ann fort:
„Jetzt glaubt er den Beweis für das Beſtehen einer „Partei
in der Partei“, einer organiſierten Oppoſition“, gefunden zu
haben. Mit lautem Geſchrei drugt er Teile des Berichts über die
Verſammlung ab, in der ſich die Leipziger Parteigenoſſen mit dem
Landesporteitag beſchäftigen. Dort ſei der Beweis für das Be
ſtehen einer organiſierten Oppoſition geliefert. Worauf ſtützt ſich
Schul z Nach dem Bericht in der „Leipziger Volkszeitung ſagte
Genoſſe Saupe:

Das wichtigſte Ergebnis des Parteitages ſei, daß eine ein-
heitliche Struktur der ganzen Oppoſition herbeigeführt
worden iſt, die zweifellos auch im Reiche herbeigeführt werden
muß. Der Parteitag habe deshalb eine erhebliche Bedeutung
für die Reichspolitik und die Feſtigung der Oppoſitionsbewegung.
Darum können wir mit ihm zufrieden ſein.

Wie aus dem Bericht mit aller Klarheit hervorgeht, und wie
das auch aus dem Aufſatz über den Verlauf des Parteitages her
voroegangen war, handelt es ſich um das Beſtreben. eine „einheit-
liche Struktur“ (Gefüge, Bau, überſetz? das Duden) herbeizu
führen. Der Genoſſe F. O. H. Schulz macht daraus „ein offenes
Porgeg zur Schaffung einer organſierien Oppoſition in der

artei“
Du Bois Reymond iſt tot. Mit ihm ſein Janorabimus. Du

Bois Reymond glaubte „es nie wiſſen zu können“. Von derartigem
Schlage ſind die Skeptiker im Parteiausſchuß und ihre Klopffechter
im Londe nicht. Sie rufen nicht „Jgnorabimus“, vielmehr: „Wir
wollen es nicht wiſſen

Weitere Proteſte gegen den Maulkorb-Beſchluß.
Auf der kürzlich in Weimar abgehaltenen Thüringer Landes-

konferenz wurde folgende Entſchließung nahezu einſtimmig
angenommen:

Die n ſtellt feſt: Die Politik der Zentralinſtanzen und der Fraktionsmehrheit, insbeſondere das Verhältnis

zu der Regierung Cuno und das zweimalige Experiment der
Großen Koalition hat das organiſatoriſche Gefüge
der Partei erſchüttert. Angeſichts dieſer Tatſache iſt es
um ſo ſchärfer zu verurteilen, daß der Parteiausſchuß auf Be
treiben des Parteivorſtandes zu Beſchlüſſen gekommen iſt, die
darauf hinzielen, die Demokratie, die Meinungs freiheit
und die Oppoſition in der Partei zu er droſſeln. Es wird aufs
entſchiedenſte dagegen proteſtiert, daß der Oppoſition Partei-
ſpaltung unterſtellt wird; die Oppoſition betrachtet die Einheit der
Partei als das höchſte Gut, deſſen Wahrung ihre erſte Aufgabe
iſt. Dagegen bergen die Beſchlüſſe des Parteiausſchuſſes die Ge
fahr der Parteiſpaltung in ſich. Zur Reichspolitik wird bean
tragt: Gegen die kapitaliſtiſche r re rni Die Reichstagsfratkion zu ſchärfſter Oppoſition

rpflichtet.“
Die Landes konferenz formuliert dann ihre Forderungen an die

Reichstage fraktion und ſtellt feſt daß ihre Durchführung nur durch
eine auf dem Boden der ſozialen Revolution ſtehende kon
ſequente Klaſſenpolitik möglich iſt. Da die bisherige
Politik des Parteivorſtands und der Fraktion dieſem Grundſatz
nicht entſprach, iſt. ſo heißt es am Schluß, eine vollſtändige Neu
orientierung der Partei erforderlich.
Die Deſſauer Parteigenoſſen über die Politik der Fraktions

mehrheit.

An Stelle der Genoſſin Toni Sender ſprach am Freitag in ſehr
gut beſuchter Mitgliederver ſammlung der VSPD. Reichstegs
abgeordneter Gen. Auf häuſer (Berlin) über das ſehr aktuelle
Thema „Klaſſenkampf und Sozialdemokratie Jn etwa andert

beſonders die zunehmende ökonomiſche n aller bürgerli
kapitaliſtiſchen Kräfte betonend. Er ſchlußfolgerte, daß dieſer kapi
taliſtiſchen Angriffsbewegung die proletariſche Abwehrbewegung
entgegen zuſtellen ſei in der ſozialiſtiſchen Erkenntnis, daß, unab
gängig von der taktiſchen en gebotener und begrenzter

og itionsmöglichkeiten, zwiſchen Kapital und Arbeit ein unbe
reitbhar unve licher, durch keinerlei Ko upromiſſe mit bürger

kapitaliſtiſ Parteien zu überbrückender Gegenſatz beſteht.
Dieſe Ausführungen Au ers wurden von den Verſammelten
ark beifälli t u längerer Debatte nahm die Veranmrmlung n immig folg Entſchließung an:
„Die Mitgliederverſammlung des Ortsvereins Deſſau der Ver-

einigten Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands iſt mit der
Politik der Reichstagsfraktions Mehrheit nicht einverſtanden, dadieſe Politik i t e iſt. die Arbeiterbewegung
im allgemeinen und die Parteibewegung im beſonderen in der Ent
faltung ihrer proletariſchen Kräfte zu hindern und die organi-ſetoriſhen und agitatoriſchen Erfolgsmöglichkeiten zu beeinträch-

tigen Weiter ſpricht die Verſammlung den ſächſiſchen und thü-
ringiſchen Genoſſen in ihrem Kampfe gegen die Militärdiktatur
die wärmſte Sympathie aus.“

Das Urten der Berliner Parteifunktionäre.
WTB. meldet: Die Berliner ſozialdemokratiſchen Partei und

Gewerkſchaftsfunktionäre nahmen geſtern mit übergroßer
Mehrheit eine Entſchließung an, in der die Zuſtimmung der
ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion zum zweiten Ermächti-
gungsgeſetz verurteilt wird.

Dem „SPD.“ entgeben ſolche Worgänge anſcheinend ganz.

Privatiſierung der Reichsbahn
Stinnes' neueſres Attentat auf die deutſchen Eiſenbahnen.

Der alte Plan der Kreiſe um Stinnes, die Reichsbahn mit ihrem
großzügigen Netz in den Beſitz der Privatinduſtrie zu bringen, iſt
noch immer nicht aufgegebhen. Jm nteil wird jetzt mit Hilfe
anderer Großinduſtrieller und von Großbanken heimlich, aber
energiſch daran gearbeitet, dem Ziele näherzukommen. Die demo-
kratiſche „Berliner Volkszeitung bringt die alarmierende Nach
richt, doß Stinnes, Klöckner, Voegler und Silver-
berg einen feſten Plan zur Schaffung einer „Reichseiſenbahn-
Betriebsgeſellſchaft“ ausgearbeitet hätten. Das Projekt ſei in
einer Konferenz mit den Großbanken im einzelnen erörtert worden,
ebenſo habe ſich der Reichsverband der deutſchen Induſtrie am
Donnerstag ſchon damit beſchäftigt. Zum Zweck der „Sanierung
joll der große Veſitz des Reichs in eine private EiſenbahnBetriebs
geſellſchaft eingebracht werden, wobei ſich die Väter dieſes Planes
auf die finanziellen Stellen der Reichsbahn berufen. Das Reich
würde für dieſen Verluſt ſeines wertvollſten Sachbeſitzes von ſeinen
Verbindlichkeiten und Belaſtungen aus dem Betriebe der Reichs
bahn frei werden.

Natürlich gehört es auch zu dem Syſtem Stinnes, das Reich
jetzt erſt einmal die große Aufräumungsarbeit unter
dem Perſonal vornehmen zu laſſen. Darüber hinaus
würde die Stinres- Geſellſchaft noch weitere Entlaſſungen vor
nehmen. Das Reich aber müßte dann den Beamten die Gehälter
und Wartegelder zahlen. Der Plan iſt ſehr fein geſponnen, aber
das deutſche Volk hätte alle Urſache, ihn von vornherein zu durch
kreuzen.

Steuererhöhung auf dem Der Reichsanzeiger
veröffentlicht eine Steuernotverordnung des Reichspräſidenten
vom 7. Dezember 1928, Durchführungsbeſtimmungen zur Steuer-
notrerordnung vom 7. r 1928, eine 14. Verordnung über
die Liaernt Zuckerſteuer, eine Verordnung über die Erhöhung
der Ei ühren uſw.

S r T äàò s
Aus der Gewerkſchaftsbewegung.

Schlag auf Schlag!
Die geſtrigen Verhandlungen zwiſchen der rn tie und

den Begmtenorganrſationen führte zu keiner inigung.
Es iſt damit zu rechnen, daß trotzdem im Rahmen des Ermäch-
tigungsgeſetzes die Erhöhung der Arbeitszeit der Beamten zur
Durchführung kommt.
Maſſenkunägebungen der halliſchen Beamtenſchaft.

Am Sonntag hatte der Ortsausſchuß des Allgemeinen Deutſchen
Beamtenbundes gemeinſam mit dem Deutſchen Beamtenbund zu
einer Proteſtkund gebung gegen die neue Beſoldungsord
wmung, gegen den Beamtengbbau und gegen die geplante Arbeits

itverlängerung aufgerufen. Tauſende von Beamten und
amtenanwärtern waren dem Rufe gefolgt. Die großen Säle

der beiden Verſammlungslokale mußten ſchon vor dem angeſetzten
Beginn wegen Ueberfüllung geſchloſſen werden, ſo daß Hunderte
von Beamten die Straße füllten und unverrichteter Dinge heim-
kehrten.T Hauptverſammlungslokal. den Sälen des „Hofjäger“, ſprach

der 1. Vorſitzende des hieſigen ADB., Kollege Möl ler etwa zwei
Stunden über das Thema: „Mitten im Exiſtenzkampfl!
Er ging aus von dem ſeit Jahren geführten Exiſtenzkampfe des
deutſchen Volkes. Jmmer erbitterter tobt auch der Kampf der
geſamten deutſchen Arbeitnehmerſchaft um das Recht auf Exiſtenz

Meerumſchlungen.
22] Roman von K. von der Eider.

„Ja, ſo ſah Papa aus, nur daß ſein Haar ſilbern ſchimmerte,
und ſeine Augen blickten ſtets traurig, ſogar wenn er lächelte. Er
bielt den Kopf oft in die Hand geſtützt. ich glaube, er litt an Kopf
ſchmerzen. Um ſein Herz genau kennenzulernen, war ich leider
noch zu ſehr Kind, als er ſtarb. Erſt viele Jahre ſpäter iſt mirangres, was ich als Kind gehört und geſeben, klar geworden.“

„So ging es auch in der Ehe meiner Eltern,“ ſagte Detlef Gröhn,
auch hier fehlte die Harmonie der Seelen.“
Als Paſtor Gröhn dies ſagte, hatten beide denſelben Gedanken;

ſie drückten ſich die Hände und ſahen ſich ſtumm mit innigem Dank
ins Auge.

n war fertig. Ein ganzes Jahr war ver-r ſeitdem lef Thora das erſte Gedrcht unter der altenL im Garten vorgeleſen hatte. Es war das ſchönſte Jahr im
Leben des Dorfpaſtors.

Jetzt lag das Manufkript ſauber abgeſchrieben auf dem Schreib
tiſch. Ein hohes, fröhliches Gefühl ſchwellte Detlefs Bruſt, ſeine
Augen leuchteten vor innerer Befriedigung.

rief Thora zu ſich in ſein Studierzimmer; ſie ſollte die erſte
ſ. die ſein Ceiſteskind ſchaute. Sie ſollte dasſelbe Glück emp-
inden, das er fühlte; er mußte ſie an ſeiner Seite finden in dieſer

Stunde.
Thora war faſt betroffen, wie ſie die Erregung gewahrte, in der

zr ſich befand.
„O, wäre ich erſt groß, wäre ich erſt frei rief er. „Thora, Weib

meines Herzens, ein neues Leben beginnt! So, wie bisher kann
ich nicht weiterleben. Dieſe Welt iſt mir zu eng, ich muß hinaus!
Eines gibt es nur für mich: entweder die Sonnenhöhe oder den

mdl Vermagſt du wir zu folgen Genoſſin meines Daſeins?
Erkohmen deine zarten Füße nickt? Thora, Weib, ein Stück

Wehe mir, wennmeines Herzens gebe ich mit dieſem Buche fort.
es ins Leere ginge, wehe, wenn es verſandetel“

Mit großen Sorgenaugen ſah ſie zu ihm auf. Sie hatte in der
letzten Zeit oft Müh St den allzu boher Ton ſeiner Worte zu
dämrfen und den der Wirklichkeit entrückken Mann ouf andere Ge
danken zu bringen.

„Du biſt überreizt. überarbeitet, mein Delf, nun ruhe dich erſt
einmal eine ganze Weile aus,“ bat ſie zärtlich.

„Ruhen? O nein, nie fühlte ich mich tatkräftiger und angeregter
als jetzt. Nein, ich muß auf dem betretenen Wege vorwärts-
ſchreiten. Ein Stillſtehen gibt es nicht es wäre mein Tod!“

Die junge Frau wiegte das feine Köpfchen mit dem ſchimmern-
den Haar ein paarmal langſam hin und her. „Warum biſt du
nicht Sckrifſteller geworden ſtatt Paſtor? Es wäre beſſer für dich
geweſen, du wäreſt befriedigter.“

„Warum?“ klagte er bitteren Tones. „Weil ich nicht durfte,
nicht kornte. Jch war nie ein Held, habe nie kämpfen können.
Was ſollt' ich machen, als mein Vater mich eines Tages am Schopfe
faßte und ſagte: „Junge, du wirſt Paſtor, nun danke deinem
Schövfer!“ Da gab es keine Widerrede. Wie manches liebemal
habe ich auf dem Heuboden gelegen und habe gewimmert ins Heu
hinein, damit es niemand hörte! Wie oft habe ich abends wachend
im Bett gelegen und konnte vor zweifelnden Gedanken nicht ein
ſchlefen! Dann kam die Mutter berein zu mir, die arme
Mutter die wohl ahnte, daß ihr Junge unglüdlich war, die aber
nicht wußte, wie ſie ihm helfen ſollte. Sie dachte, ich ſchliefe, und
ich lag ganz ſtill, hatte die Augen geſchloſſen und zuckte nicht mit
der Wimper Sie beugte ſich dann über mich und ſenfgzte, es klang
immer wieder: „Mein armer, alter Junge!“ Dann ſchlich ſie
wieder hincus, und ich lag mit brennenden Angen noch ſtundenlang
wach.“

„Armer Junge!“ flüſterte Thora.
„Ja ein armer Junge war ich. Ein Märchenbuch wünſchte ich

mir mit grünbleugoidenen Bildern. und man gab mir eine Bibel
in die Hand. O, wie oft iſt mir dies alte Buch aus der Hand ge-
glitten; es war zu ſchwer, und meine Hände waren zu ſchwach.
Sväter wenn ich im Hörſaal ſaß, dann ſehnte ich mich nach dem
blauen Himmel, nach der blühenden Natur dem Sonnen

ſchein, und die O, wenn

hatte ich mich ſelbſt und meine Sehnſucht zu überwinden; dann
kamen die Zweifel, die ſchlichten, natürlichen Zweifel, die ich mit
aller hand gelehrten Argumenten aus dem Felde ſchlagen mußte.
Als ſich meine Seele beruhigt hatte, kam die Liebe zu dir, da end
lich glaubte ich mich geborgen.“

„Glaubte?“
„Jal“ Er ſtarrte vor ſich hin. „Glaube mir, ich bin mit den

beſten Vorſätzen in die Ehe getreten. Jch bin hierher gekonimen
wie einer, der zu Großem berufen ward, und der ſein ganzes Jch
daranſetzt, um ſeiner Aufgabe gerecht zu werden. Wenn es andere
Menſchen hier geweſen wären, wenn man mir nur ein wenig Liobe
entgegengebracht bätte, wenn man mich hier brauchte, meine Kraft,
meine Hilfe, dann wäre ich an der Arbeit erſtarkt, dann hätte ich
alle Zweiſel, alle Bangigkeit überwunden.“

Sorgenvoll blickte Thora zu dem erregten Manne auf; ſie hatte
die Hände gefaltet und unterdrückte den Seufgzer, der aus ihrer
Bruſt aufſteigen wollte.

Er ſprach weiter, er redete ſich immer tiefer in die Erregung
hinein

„Jn eine Gegend möchte ich, die arm und bloß wäre, zu armen
euten in Moor und Heideland oder auf eine einſame Hallig im

brandenden Meere. Zu den Aermſten und Ausgeſtoßenen möchte
Sarg würde ich mich glücklicher fühlen als hier unter den

attenl!“
„Es ſind geiſtig arme Menſchen hier; ſie bedürfen deiner mehr

als andere,“ ſagte ſie.
„Nein, ſie bedürfen meiner nicht. Jm Leben nicht und auch

nicht im Tode. Sie dünken ſich reich und klug und mächtig, und
in dieſer Anſchauung leben und ſterben ſie. Aber jetzt wird ja
alles anders. Jch bin in eine andere Bahn gelenkt, der Dichter
in mir iſt wieder erwacht. Dieſer muß ſiegen jetzt, ſiegen oder
untergehen!“

„Du wirſt ſiegen,“ ſagte Thora in heißer Angſt, „ja gewiß, du
wirſt ſiegen.“

„Ja, und was ich werde,“ entgegnete er, „das verdanks ich dieſenkaltherzigen Menſchen!“ tgegues
enſter des Hörſaales waren geſchloſſen.du wüßteſt, was mein Beruf mich für Kämpfe gekoſtet hat! Zuerſt (Fortſetzung folgt.

2 Jvteipolitiſcher Tendengen, des ſogenannten Reviſionismus, den die des Sogialismus der vollends der bureau Farbſtündi a ſriggierte Rednerarteitagsmehrheiten jahrzehntelang mit aller Beſtimmtheit ab a n ehe i n Sie e twi Feit h ution a heutigen
rſtarku
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Vortvags räumte der Redner noch auf mit der allge
edensart, die da behauptet, daß die Gewerkſchaften verſagt hätten.

Er betonte beſonders die Notwendigkeit des ſolidariſchen 5r
ſammenſtehens. In der Diskuſſion ſprachen ſieben Redner, die
durchweg neues Beweismaterial brachten. Die narhfolgende, r
W klar gehaltene Entſchließung fand einſtimmige An
nahme:

„Die in Halle tagenden zwei großen, beide wegen Ueberfü
geſchloſſenen Proteſtverſammlungen der halliſchen Beamten
Beamtenanwärter nehmen mit tiefſter Entrüſtung Kenntnis von
den brut alen Maßnahmen der Regierung, die der Beamten
ſchaft ſo ſchreiendes Unrecht zufügen. Die Beamtenſchaft ſieht in
der BVeamtenabbauverordnung in der jetzigen Form einen un
erhörten Angriff auf das verfaſſungsmäßig geſchützte Berufs
beamtentum. Sie bringt dem Streben der Regierung auf Spar
ſamkeit im Staatshaushalt volles Verſtändnis entgegen. Sie muß
aber verlangen, daß als Vorausſetzung und Grundlage für einen
Perſonalabbau die von den Beamten ſeit Jahren geforderte organi
z toriſch durchgebildete Verwaltungsreform geſchaffen wird, damit

ie Generalunkoſten herabgedrückt werden.
muß es aufs ſchärfſte verurteilen, daß die Spitzenorganiſationen
nor Ausführung des Perſonalabbauplanes nur in ganz ungenügen
dex Weiſe herangezogen worden ſind. Die Art der Durchführung K
mit all den furchtbaren Härten für die Betroffenen muß in der
gangen VBeamtenſchaft tiefſte Erregung und ſehr berechtigtes Miß
trauen gegen die Regierung hervorrufen. Die zu Tauſenden ver
ſammelten Beamten und Beamtenanwärter Halles erwarten mit
aller Beftimmtheit, daß die Beamtenabbauverordnung einer ganz
gründlichen verbeſſernden Reviſion unterzogen wird.

Die diltatoriſch zuſtande gekommene Beſoldungsordnnng nimmt
faſt allen Beamten die Exiſtenzmöglichkeit. Summen, wie ſie die
unteren Beſoldungsgruppen erhalten, liegen weit unter dem
Exiſtenzminimum und reichen nicht aus, das nackte Leben zu
friſten. Es ift unverantwortlich, wenn man die Beamten auf die
geſe ihres Vorkriegseinkommens ſetzt und es duldet, daß die

eiſe aller irfriſſe weit über den Vorkriegspreiſen
liegen. Die Not des Vaterlandes verlangt, daß alle Bevölke
rungskreiſe gleichmäßig die Laſten des verlorenen Krieges tragen.
Ein jeder nach ſeinem Können und Vermögen. Die Beamten ſind
nicht gewillt, ſich weiter ins Elend hinabſtoßen zu laſſen, während
andere Kreiſe ſich an der Not des Vaterlands bereichern. Es hieße,
die Beamten der Korruption in die Arme treiben, wenn nicht das
furchtbare Geſpenſt des Hungers von ihnen genommen wird. Die
Beamtenſchaft fordert mit dem Recht auf Lebensmöglichkeit um

nahmen der Re
ſationen

ben allerdings nur in Verbindung mit der Beſoldungs- undbbenweror Unter den beſtehenden Verhältniſſen muß
die Beamtenſchaft eine Erhöhung der Arbeitszeit ablehnen. Sie
häle grundſätzlich feſt am Achtſtundentag.“

halle ung Saalkreis.
Halle, den 11. Dezember 1988.

heute Mitgliederverſammlung!
Hente, Dienstag, abend 772 Uhr im „Volkspark“: Außer-

ordentliche Mitglieder Verſammlung. Tages-
ordnung:

Die Henbeſetzung der politiſchen Redaktion des „Voſksblatt“.
Da dieſe Frage für die geſamte Mitgliedſchaft von außerordent

ſicher Bedeutung iſt, muß jedes Mitglied anweſend ſein.
Der Vorſtand.

Vortrag in der Frauengruppe.
In der Frauengruppe ſpricht am Mittwochabend 8 Uhr im ge

heizten Zimmer 1a des Gewerkſchaftshauſes Genoſſe F. O. H.SSurs über „Lily Braun als Frauund Kämpferin“.
Genoſſinnen, ſorgt für ſtarken Beſuch des Vortrags.

Sitzung des BVildungsausſchuſſes: Mittwoch, den 12. Degzember,
abend 7 Uhr, im Parteibureau.

Jetzt zugreifen!
Oder wir erleben das Ende des Preisabbaus.

Am Montag hat der in der vorigen Woche begonnene Preisabbau
einen bedenklichen Stillſtand erfahren. Nur wenige Artikel, die
bis jetzt ihren Höchſtpreis behaupteten, gaben unweſentlich nach, während
die meiſten Waren im Preis anzogen. Wirtſchaft und Handel ſcheinen
entſchloſſen zu ſein, mit aller Gewalt die unberechtigten und durchaus
übertriebene Profitrate behaupten zu wollen. Sie haben der Regie
rung ſorrit bewieſen, daß mit platoniſchen Ermahnungen
und Verwarnungen nichts erreicht werden kann. Die un
erhörten Spannen zwiſchen den Friedensvreiſen und den gegenwärtigen
r offenbaren einen beiſpielloſen Wucher, über den jede weitere
Erörterung zwiſchen Regierung und der privaten Wirtſchaft, wie ſie
in der letzten Woche mit durchaus negativen Reſultaten ſtattgefunden
haben, überflüſſig ſind. Die Regierung hat jetzt allen Grund, die
Frage der Richt- bezw. Angemeſſenheitspreiſe zu venti-
lieren und ohne Verzögerung durchzuführen. Nur unter Anwendung
ſchärfſter Mittel kann ſie eine Entwicklung verhüten, die unheil-
volle Auswirkungen haben muß. Wenn Herr Hamm unter Berufung
auf die Höchſtpreiſe der Kriegszwangswirtſchaft Abneigung gegen ein
im großen und ganzen zwar unerfreuliches, aber unter den gegen
wärtigen Umſtänden durchaus notwendiges Mittel zur Beſſerung
zeigt und die Hände in den Schoß legt, trifft die ganze Schuld einer
neuen Jnflation nur ihn, denn der anormale Warenpreis muß un
bedingt die Rentenmark mit in den Abgrund reißen. Unter dem
Druck der täglich ſteigenden Goldpreiſe ſind Lohnforderungen in ganz
kärzeſter Zeit zu erwarten. So beginnt dann wieder die Schraube
ohne Ende, die den Wiederaufbau Deutſchlands ſchon einmal zum
Scheitern brachte.

Papſermark oder Zuchthaus.
Von der Wucherſtelle des Polizeipräſidiums wird uns geſchrieben

Jn der letzten Zeit ſind bei der Wucherſtelle zahlreiche Anzeigen
gegen hieſige Geſchäftsinhaber eingegangen die die Abgabe von Waren
von der Bezahlung in wertbeſtändigem Geld abhändig gemacht und
die Annahme von Papiergeld verweigert hatten. Gegen alle dieſe
Händler iſt das Strafverfahren bei der Staatsanwaltſchaft eingeleitet
worden. Es ſei deshalb nochmals darauf hingewieſen, daß nach s

Die Beamtenſchaft

der Verordnung der R Si des Warenumlaufs vom 22. Oktober 1928 od. S Werke von Gegen
ete ſtänden des täglichen Bedarfs im Klein ndel verpflichtet ſind, ihre

eichsmark abzugeben. Zu

t e e eeieee eeheh naus u rafe a annvon der zuſtändigen Behörde der Handel mit Gegenſtänden des täg
lichen Bedarfs unterſagt werden.

ußerdem läuft der, welcher die Annahme von Papiermark ver
weigert, Gefahr, wegen Zu tung von Waren zur Verantwortung

ezogen zu werden. Eine geſetzliche Beſtimmung, bis zu welchem
etrage kleinere Banknoten angenommen werden müſſen, beſteht nicht.

n r Kokſmn der Käufer zahlen will, iſt mithin in ſein Be
geſtellt.

der 77

Die Nichtannahme des geſetzlichen Zahlungs
mittels, als welches die Papiermark jeden Wertes immer noch gilt, b
wird regelmäßig einer eigerung des Verkaufs gleichkommen und
auch nach S 41 und 42 der Verordnung über Handelsbeſchrän kam
kungen vom 13. Juli 1923 (RGBl. I S. 712) ſtrafbar ſein. Hier
nach darf die Abgabe der im Kleinhandel üblichen Mengen aller dem
Preisſchilderzwang unterliegenden Waren an die Verbraucher gegen
Barzahlung nicht verweigert werden. Zuwiderhandlungen ſind mit
Gefängnis bis zu einem Pr. und mit Geidſtrafe oder mit einer rech

udieſer Strafen bedroht; a
e nnd jedoch von der Verbraucherſcha

wird jedoch von der Verbraucherſchaft erwartet werden dürfen,
daß ſie dieſe Rechtsgrundſätze nicht bis zur äußerſten Konſequenz r
ich in Anſpruch nimmt und ſchon im eigenen Intereſſe nach Mög
ichkeit in Geldſcheinen Zahlung leiſtet, die eine ſchnelle Bedienung

und Abfertigung der Kunden ermöglichen und den Gewerbetreibenden
ehe Ausübung ſeines Gewerbes nicht unbillig und übermäßig

ehindern.

ann auf Einziehung der Ware erkannt

Gegen den Schulabdau:
Der PhilologenVerband, der Halliſche LehrerinnenVerein, der

Halliſche Lehrerverein, der Mittelſchullehrer-Verein, der Berufsſchul-
Verein und der Gewerbe und Handelslehrer- und lehrerinnen-
Verband wenden ſich in einer Entſchließung einmütig gegen die
ſchematiſche Ausdehnung des Perſonalabbaus auf die Schule. Es
eißt tn der Reſolution: „Jm Falle des Abbaues droht für die
chule: Erhöhung der Klaſſenbeſuchszahl, Zuſammenlegung von
laſſen, Wegfall ganzer Schulſyſteme, Kürzung der Wochenſtunden

zahl für die Jugend, Unterbindung der körperlichen Ettüchtigung,
damit im ganzen Herabſetzung der Unterrichtsziele und der Leiſtungs
fähigkeit der Schule, was ein Sinken der Volksbildung und Volks
erziehung zur Folge haben muß.“ Zum Schluß wird gefordert, die
ſwetſer erſt in letzter Linie den Rückſichten der Erſparnis zu unter-
werfen.

Die Feinde der Republik (ſie nennen ſich „Stahlhelmer“) durch
fuhren am Sonntag Ammendorf auf zwei großen Laſtautomobilen
der BruckdorfNietlebener Gewerkſchaft. Leider muß
werden, daß faſt alle der von der Hand in den Mund lebenden Klaſſe
angehörten. Mitgeführt wurden gegen ein hajdes Dutzend ſchwarz-
weißroter Fahnen (darunter eine oder zwei Kriegéflaggen), die in
mehr als provozierender Weiſe geſchwenkt wurden. Das Ganze wurde
umrahmt durch etwa 40 dis 50 Radfahrer gleicher Gattung. Wohin
die „Reiſe“ des im ganzen wohl auf 180 bis 200 Leute zu ſchätzenden
Kriegszuges ging. war zurzeit nicht zu erfahren. Hat denn die Polizei
keine Befugnis, dieſem letzten Endes auf Blutvergießen hinaus laufenden
Weſen zu ſteuern

Die Zahlung der Zufatzrente (Teuerungszuſchuß) für Krieger
himterbliebene 7 das zweite Dezemberdrittel erfolgt als Bar
a durch die Kriegerhinterbliebenen-Fürſorge, Kleine Stein
traße 8 III, und zwar: Donnerstag, den 18. Dezember, vormittags
von 9 bis 1 Uhr: Buchſtaben A bis L; Freitag, den 14. Dezember,
vormittags von 9 bis 1 Uhr: Buchſtaben M bis Z. Ausweis iſt
unbedingt mitzubringen.

Fahrplanänderun z. Vom Sonnabend, dem 13. Dezember an
fallen die Schnellzüge 242 Leipzig Naumburg und D 241
Naumburg--Leipzig zwiſchen Corbetha und Naumburg fort. Kurs

und Umſteigen der Veipziger Reiſenden findet künftig
in Corbetha ſtatt. Zu dieſem Zwecke erhalten die Berlin- Frank
furter Schnellzüge D 42 und D 41 in Corbetha Aufenthalt, D 42
außerdem auch in Weißenfels. Die Fahrpläne geſtalten ſich wie folgt
D 42 Berlin ab 7.35, Wittenberg 8.59/9.00, Bitterfeld 9.33/34, Halle
10.01/07, Corbetha 10.31/39, Weißenfels 10.49/50; PD 242 Leipzig ab
9.45, Corbetha an 10.20; D 41 Weißenfels 2.01/02, Corbetha 2.12/20,

lle an 2.42 und weiter wie bisher; D 241 Corbetha ab 2.26
Leipzig an 2.59.

Poſtſcheckverkehr nach Danzig und nach dem Saargebiet. Jn
folge der Umſtellung des Poſtiſcheckverkehrs auf Rentenmark wird
der Poſtſcheckverkehr mit dem Gebiete der Freien Stadt Danzig und
der Ueberweiſungsverkehr mit dem Saargebiet mit Ablauf des
10. Dezember eingeſtellt.

Leichtſinnige Fahrerei. Am 10. Dezember nachmittags wurde
in der Mansfelder Straße ein 16jähriges Mädchen, das einen
Handwagen zog, von einem Kutſchwagen angefahren und leicht
verletzt. Es wurde durch einen herbeigerufenen Krankenwagen zur
Sanikätswache gebracht und dort verbunden. Der Name des
Kutſchers, der mit dem Fuhrwerk davongefahren war, konnte nicht
feſtgeſtellt werden. Die Schuld an dem Unfall trifft den Kutſcher.

halliſches Kunſtleben.
Kammermuſik in der Freien Volksbühne.

Die ſehr gut eingeführte halliſche Bläſervereinigung von gediege
nen Faähigkeiten ſpielte geſtern abend im Thaliaſaal Beethoven,
Rheinberger und ein etwas chaotiſche Quintett eines gewiſſen
K. Schmidt. Ein ſeltener Genuß. Noch fehlt das ſtarke Fluidum
zwiſchen dieſen fünf Muſikern, das allerdings bei Streichern
leichter zu entwickeln iſt. Der Zuſammenhang der Bläſer iſt
loderer, individuelle Betonung des Charakteriſtiſchen bei letzter
gi an die Gemeinſchaft erforderlich, die den Ton trägt. Dr.

Krauß am Flügel führte ſtraff Er iſt von hochgradigem
Muſikſinn, nicht ohne Koketterie im glockig-vollen, zuweilen ſchönen
Anſchlag. Dic Entfaltungsmöglichkeiten des Rheinbergerſchen
Sextetts das glanzvollſten, ebenſo elementaren und farbenreichen
Programmſtücks voll erkannt und ſie ungemein lebendig und
inſtinktſicher ausgelegt zu haben, iſt namentlich ſein Verdienſt.
Gegenüber der repräſentativen Sängerin Frau Helene Wertherverter er hin und wieder die Bindung. Frau Werther, onfangs
noch unfrei, ſang, i immer runder und wärmer entwickelnd, mit
einem zart abgedunkelten Sopran Lieder von Schubert in allen
S hattierungen Das nächtlich geflüſterte „Die Stadt“ iſt ihr Bezirk.
Der vollen Bruſtſtimme fehlt nicht die Tragkraft, ſie weiß ſie ſogar
in ſeltenem Ebenmaß zu halten. Doch geht ihr der ſieghafte Glanz
ab, der erſt den großen Konzertſaal durchdringen kann.

Werner Schumann.

Stadttheater. Heute, Dienstag, 775 Uhr, geht das Luſtſwielvon Otto Ernſt „Flachsmann als Erzicher in See Mittwoch
754 Uhr die komiſchphantaſtiſche Oper „Die luſtigen Weiber von
Windſor“; Donnerstag „Jmnproviſationen im Juni“ von Max
Mohr Freitag die erſte Wiederholung der „Luſtigen Weiber“;
Sonnabend „Figaros Hochgeit“.

„Die luſtigen Weiber von Windſor“, Nieolais noch immer
lebendige Oper aus der Mitte des 19. Jahrhundertz. ſwellt eine
lückliche e en von deutſcher Romantik und italieniſchem

Theater dar. Fantaſie und Uebermut, rauſchende Pracht und
Janigkeit verbinden fich in quellendem Reichtum der Töne zu einer
muſikaliſchen Komödie in nir verſagender Friſche andlung
liegt Shakeſpeares gleichnamiges Luſtſpiel, mit der köſtlichen
5 ſtaff-Figur als Mittelpunkt, runde. Die Oper kommt am

Littwoch im Stadttheater neu einſtudiert zur Aufführung. Die
e liegen in den Händen der Damen Voß, Andres,

2 muſikaliſche Leitung: Georg Haupt

öhmer, Michaelis und der Herren Prybit, Oerner, Kaufmann,
WudtkeBraun, Abeck und Grehy. Leitung: Hans Siegle;

Aus der Provinz.
Preßfreiheit im „freien“ Deutschland.

o l z ging ſogar ſo weit, den Gefängnisbeamten inNa zum Vorwurf zu machen, daß ſie die Flucht des Ober
leutnatits Dithkmar begünſtigt hätten. So etwas muß natürlich
hart bgtroft werden! Und es iſt nur ein Ausfluß höchſter Ge
rechtigktit, wenn jetzt an Stelle des in Freiheit befindlichen Dith
mar ſozialdemokratiſche Redakteur Vergholz ins Gefängnis
geht. Er hat jetzt Zeit, drei Monate darüber nachzudenken, wie
man zu ſchreiben hat, um den Ruf der deutſchen tiz nicht zu

fährt en. Zwei Tage vor dem Strafantritt erhielt abgefeimte
reßſünder die Mitteilung, daß er ſeine Strafe nicht in Zeitz, ſon

dern im Gerichtegefängnis in Halle anzutreten habe. Ueber die
Gründe dieſer Maßnahme wollen wir kein Wort verlieren fie
ſprechen für ſich ſelbſt. Welcher Kurs jewt gegen die entſchieden
auftretende ſozialiſtiſche Preſſe eingeſchlagen wird. geht aus fol
gender Liſte weiterer Prozeſſe hervor, die gegen Berg
holz noch anſtehen:

1. Beleidigung des Lehrers Gierke: „Hurra, der alte Geiſt
lebt noch! Berufung des Amtsanwalts gegen das zu milde Ur-
teil von 3 Milliarden Mark.

2. Beleidigung der Großagrarier. Bergholz behauptete in
einem Artikel, daß verſchiedene Groß agrarier die Kartoffeln in den
Feldern erfrieren ließen trotz des Hungers in den Städten.

3. Vergehen gegen die Aus nahmeverordnungen Ebert-
Müller a Beröffentlichung des Aufrufes der Streikleitung
im mitteldentſchen Bergarheiterſtreik. (111) Dadurch ſei aufgefer
dert zur Stillegung lebens wichtiger Betricve.

4. Vergehen De die Ausnahmeverordnung Eberra
Müller durch Streikaufferderung und Kritik der bürgerlichen
Lügenmeldungen zum Streikabbruch.

ö. Vergehen gegen die d h Nichtanmeldung einer Funktionärkonferenz der VSPD. ſelbſt Be

ſchließung, die ſeinen Ausſchluß aus der Partei fordert. Aufforde
rung zum Generalſtreik, weil in der Entſchließung der Seneral
We in en begrüßt und die Partei zur Kampfbereitſchaft er
mahnt wird.

Wir ſind feſt davon überxzengt. daß ſich unſere Zeiser Genoſſen

ihrer hehren Aufgabe unerſchrockene Führer imm Kampfe gegen den
Klaſſenſtaat zu ſein, nicht abbringen laſſen werden.

9

Die irrige Remang“.
Die „Volkszeitung“, unſer Parteiorgan in Eiſenach,

iſt erneut bis auf weiteres von dem Militärbefehlebober für
Thüringen verboten worden. Das iſt innerhalb acht Tagen das
zweite Verbot. Als Grund wird eine Crwiderung der Redak-
tion auf eine Zuſechraft des Militärbefehlshabers bezeichnet, in der

Darin wird ein Vorgamg erblickt, der geeiqnet iſt, eine irrige Mei
nung bei der Bevölkerung über die Reichswehr hervorzurufen und
das Anſehen der Reichswehr herabzuſetzen. Welche Meinung das
deutſche Volk über die Reichswehr hat, dürfte auch dem Herrn Geno
ral nicht unbekannt ſein.

Bitterfeld. Generalverſammlung des Keonſumvereins. Jn der am Sonnabend ſtattgefundenen Gereral
verſammlung erſtattete Geſchäftsführer Welz den Jahresbericht.
200 Mitglieder ſchieden im Laufe des Jahres aus, 554 waren neu
eingetreten Genoſſe Hennig gab den Bericht des Aufſichtsrats
Einige Diskuſſtonsredner verlangten einen Ergänzungevericht des
neuen Jahres, offenſichtlich in der Hoffnung, zu hören die Ge
noſſenſchaft ſei am Ende angelangt. Genoſſe Welz ſchilderte kurz
die Lage und verwies in der Hauptſache auf die Betriebsmittel.
Die Genehmigung der Bilanz ind Entlaſtung des Vorſtands er
folgte hierauf einſtimmig. Erübrigung und Rabgttvergütung
wurden reſtlos den Reſerven überwieſen. Der Punkt Geſchäfts
anteilerhöhung artete in nichtſachliche Kritik aus. Die Verwaltung
ſchlug der Verſammlung 50 Rentenmark vor. Die Genoſſen Krüg
und Rödel (Komm.) ſtimmten ein Loblied über die ruſſiſchen Ge
noſſenſchaften an, die ſich durch Staatsmittel gut entwickeln können,
und ſahen den Vankrott der deutſchen Genoſſenſchaften bevorſtehen.
wenn nicht die reformiſtiſchen Führer der Genoſſenſchaften entfernt
würden. Jhre Ausführungen gipfelten darin, der Verwaltung ihr
Mißtrauen auszuſprechen (obwohl 5 Mitglieder Kommumiſten
ſind. Unſer Genoſſe Blum gab den Genoſſen die gebührende Ant
wort und verwies auf die Genoſſenſchaftobewegung in Nord und
Süddeutſchland ebenſo auf die Nachbarſtadt Deſſau, wo derartige
Verhältniſſe nicht Platz greifen können. bſtimmung ergab
Ablehnung der Geſchäftsanteile. Die Tagebordnung konnte dann
auch nicht mehr erledigt werden.

Sangerhanſen, Urſache und Wirkung. Im Briefkaſten
der „Sangerhäuſer Zeitung ſteht unter em, „im Ober
ſtübchen des hieſigen Nathausberichterſtatters des „Volksblatt muß
etwas nicht in Ordnung ſein“. Das iſt leider richtig. Aber das
iſt nur die Wirkung. Und wie jedes Ding ſeine Urſache hat, ſo
guch hier. In dieſem Falle liegt folgende Urſache zugrunde Unſer
Rathaus berichterſtatter iſt nämlich einige Jahre Leſer der „Sanger-
häuſer Zeitung“ geweſen. Die Folgen dieſer Lektüre machten ſich
in der letzten Zeit in bedenklichem Maße bemerkbar. Auf Anraten
eines Arztes hat unſer Genoſſe dieſes Preßerzeugnis abbeſtellt,
und wir müſſen ſagen, es geht Gott ſei Dank wieder ſehr gut.
Wir warnen unſere Freunde vor dem Genuß dieſes geiſtigen
Giftes.

lenberg. Wärmeſtube. Auf Antrag des Genoſſen Dietrichwieß in ver letzten Gemeindevorſtandsſitzung beſchloſſen, während

der Wintermonate von 3 bis 8 Uhr eine Wärmeſtube einzurichten,
und zwar in dem Warteraum der Mutterberatungsſtelle im Ritter
gut, ein Raum, der ungefähr 25 bis 30 Leute faßt. Sitzgelegenheiten
und Tiſche ſind in dem Raum vorhanden. Die Wärmeſtube iſt am
Freitag eröffnet worden. Wir bitten, alle hilfsbedürftigen Leute, die
keine warme Stube haben, auf die Wärmeſtude aufmerkſam zu machen.

Rleine Nachrichten.
Geuſa. Ein tödlicher Unglücksfall ereignete ſich hier. Beimen von Getreide auf den Schrotboden ſtürgte das Dienſt-

mädchen Anna Fitzner von der Leiter ſo unglücklich, daß der Tod
auf der Stelle eintrat. Düben. Beim Spiel mit einer geladenen
Schußwaffe wurde die Frau des Dachdeckermeiſters Schenkenberger
durch einen Freund ihres Sohnes getötet. Quedlinburg. Vor
einigen Tagen wurde der Feldhüter der Firma Dippe, Robert
Schrader, n der Wedderſtedter Feldflur erſchoſſen aufgefunden.
Die Mörder ſind ermittelt und haben die Tat eingeſtanden.
e e

Verantwortlich für Politik, Wirtſchaft. Gewerkſchaftliches und
Provinz: Gottl. Kaſparek; für Feuilleton und Lokales
Hermann Lange: für den Anzeigenteil: Wilhelm Hergzig:
ämlich in Halle. Verlag: „Volksblatr“ G. m. b. H. Druckaleſche GenoſſenſchaftsBuchdruckerei, e. G. m. b. H., Halle,

leidigung des Reichspräſidenten (1!1) durch die angenommene Ente

auch durch Jnſzenierung von Maſſenvrozeſſen von der Erfüllung

die Redoktion Sehauptungen des Militärbefehlshabers zurückeiſt

e G
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Fernruf 2125.
C

l el e e el lVereins-Kalender
der VSPD.,

Faen Gewerhkſchaften, Geſelligen Vereine
owie der ſozialiſtiſchen Frauen- Zuſammen

künfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Sekretariat der VSPD. Halle (Saale), Harz 42/44,

rer 2 Treppen. Fernruf 1029.
Ortsburean daſelbſt (Fernruf 1029).

Die Veröffentlichungen der VSPD. im Vereinskalender
erfolgen, wenn nicht koſtenlos gegen beſondere Ver
einbarung die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 509/0 Rabatt.
Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Vereinskalenders bekanntgegeben.

Parteigenofſen! Die Aufklärung der
auen iſt zwingende Notwendigkeit.

ringt deshalb zu allen Veranſtaltungen
der Partei Eure Frauen mit.

Jungſozialiſten. Heute kein Vortrag
m Jugendheim. Alles muß zur Mitglieder
Verſammlung. Jungſozialiſten, es geht
um die Vertretung unſerer Jdeen. Ehren-
pflicht iſt es, daß alles zur Mitglieder-
Verſammlung erſcheint.

Gemeinſchaft proletariſch. Freidenker.
Donnerstag, 13. Dezember, abends 8 Uhr.
unter Mitwirkung des Arbeiterſängerchors:
Vortragsabend im großen Volksparkſaal.
Vortragsthema: „Die Weltkataſtrophe
Deutſchlands Untergang Kann uns ein
Gott retten Vortragender: Der Sekre-
tär d. Gemeinſchaft, Arthur. Wolf, Dresden
l h tietzend freie Ausſprache und Rezi-
ation.

n edw

We
Grösste Fachausstellung in Büromaschinen am Flatze.

Vorführung bereitwilligst and kostenlos.

Stadt Theater.
Minwoch, adends 7*, Vdr:

Die lustigen Welber.

Donnerstag adds. 7 Vhr:

Improvisatlonen
im Juni

Krumers
Varleté

Delitzscher Str. 2

Täglich s Ubr:
Das phövomenale

Dezember-
Programm

Gastspiel
Dmwermann

mit seinen erstkl.
Ensemble:

Ein Nachtasyl
Das

Lachen! Lachen!
Außerd. d. große
Sperial.- Programm

cl

X

2000 Menschen täglich
be wundern

LucianoJ ZZ X

C. T. -Lichtspiele

S

beim Spiel mit dem Tode in der gewaltigen
Zirkus-Sensation:

Die Schlucht des Todes!
Ein Filmwerk von hohem künstlerischen Wert.
Nur die Nachmittag-4-UVhr-Vorstellung
bietet Gewähr für einen guten Platz.

4

2 722 27 22 2
J

Alhertini

am Riebeckplatz.

S ää2
Wie der

Kapitalismus
entstanch

Ein Abriß der Entstehung und Wirkung
des Kapitalismus und die Wege

Die ſtädtiſche Sparkaſſe und ihre
Zweigſtellen nehmen wieder

Spareinlagen auf
Goldsparmarkkonto
nach Maßgabe der an den Kaſſen
ſchaltern aushängenden Beſtim

mungen an. 4162Halle, den 10. Dezember 1923.

Schreibmaschinen Rochlitzer, Steinweg 2

a u

W lS5

9
e

Teilzahlung gestattet,

e le el le lege

In jedem fall
Die beste Schuhcreme ist Erdoal.

Verein Dr. med. Schüßlers Biochemie.
Sonnabend, 15. Dezember, 7 Uhr. imStadtaymnaſium: „Das Blut und ſeine

Der Vorſtand der Sparkaſſeund Selbstfahrer
der Stadt Halle.Bruno Parfs

zu seiner Beseitigung
von Werner 4 Mortz A. G. Mainz

Geheimniſſe“. Gäſte willkommen. 0 Loipriger Str. 13. Dr. Walter Dietzeol

Bockwitz. Aue Abt. t. Zeitz feeefue 3 ehe errteett e e-eeee, SchakwolleschokoladeBesteſſung d. Zahlkarte erwünsebt. rHalt: h eparaturen wit Original Topf- dich chutwone enhaus“: Mitgliederverſammlung. Tages-

ordnung Partei und Reichstagsauflöſung. zuckerwaren uſw.kaufen Wiederverkäufer am billigſten beiVolkshblatt Buchhandlung und FelleKleine Anzeigen
an Emaille-, Aluminium- und Eisengesehirr führtNerseburg. n z z Se und Kalle a. S., nur Gr. Ulrichstr. 27. au ver aus: W. Denarade, Taubenstr. 8 i tbureau: Vorſtandsſitzung. e Stellen ge F r n r Wil 9 Voigt Be chraw e

Donnerstag, den 13. Dezember, abds. v X W e vest., Jumper ber Börſg üt u See et deren ins X. 7 S in in Markt 6 (gegenüber Börſe). A10s
ortra er Währungsfragen. edes vBiuglied wird gebeten einen Brinen mir Volkshlutt- S für das Kaufende Pablkum. Der S rede en. KfWy Tierzwann Um recht r S W S viige in guten S Tangwehrstr. 20 Laden Amlſiche Bekanntmachengen

r en Beſuch wir ebeten. S Du m n i a nMittwoch. den 12 b bend Empfeblenswerte v halten uns den vervin, S Empfehle meine bekannten
7 V ittwo 9 on z eng u a e s üeher: Gewerxschaſta- urd Partel- E Tarinxer Srrieolen, sowie AIEEEEEE aſi
Litertezrierorſiondes. Lagern F. J. Gumhbel vorständen z. Herstellung von e r S

e orgänge in der letzten Bezirks- S Schafwolle, Jumper u. Jaoken- Se e racheaeten alter int tiete Doll.echſel der olksblatt- Redaktion. r e S Qualitüten zu bekannten vorteilhatten S c cſcheinen aller Mitglieder iſt Pfiicht. Dolüsch Moru Ausführung bestens empfohlen Preison offen r
Sangerhausen Mittwoch, den 12. De Heinr. Wandt HalliescheGenossenschafts- un v 7 bilderbücher trats iſt die ſtädtiſche Grundſteuer ſür
der zember 1923, abends ktappe Gent Buchdruckerei e. G. m. b. H. n S Augendsehriften pril Dezember mit insgeſamt 1,731 Goldbr, in der Georgenbrauerei General Halle a. S. Tel. 6605 Harr 4244 z 43 Schächier pfennig für je 1000 Mark des gemeinen
verſammlung. Kein Trinkzwang. S J u S NHärchendücher Wertes, wie er in dem Grundſteuer- undMansfelder Lande, Buchhandlung h t Eisleben, Andreaskirehplatz 8/4 F Wohnungsbauabgabe Aus ſchreiben desS tet t t thut Magiſtrats vom Oktober 193 angegeben

iſt, vom 14. Dezember 1928 ab bei den
Zahlſtellen der ſtädtiſchen Steuerkaſſe ein-
zuzahlen. Die Eigentümer haben hier-
nach die Steuer ſelbſt zu berechnen. Aus
ſchreiben werden nicht überſandt. Weitere
Auskunft erteilt das ſtädtiſche Steuer-
bureau, Rathausſtraße 19. 4166

Halle, den 10. Dezember 19238.

Der Magiſtrat.

Eisleben Stadtverordnetenfraktion und
Ortsvereins Vorſtand heute

abend 8 Uhr im „Bürgergarten“ wichtige
Sitzung.

Jentralbibliothek Halle
Burgſtraße 27 (Volksparkh).

Geöffnet Dienstag u. Donnerstag
abends 6 bis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu haben in der Volksbuchhdl., Harz 4244.

Buchbaptlung

Werzagte Frauen

danken mein. Mitteln
die Wiederherstellg.

Ihrer Regel
PDeilen Sie mir mit,] Die künftig an die ſtädtiſche Steuer
vie lange Sie leiden, faſſe zu entrichtenden Steuern, Gebühren
und auch Sie werden.ie Um und ſonſtigen Abgaben werden nicht mehr

Fr durch die Steuererheber abgeholt, ſondern
ndere dllen ſind an den Bezirkshebeſtellen zu zahlen.
Ihres Lebens Sieder Ueber die Einrichtung dieſer Zahlſtellen
froh und glücklich gibt eine Bekanntmachung des Magiſtrats
sein dureh mein seit an den Anſchlagſäulen genaue Auskunft.

aneen Jahren Die Ueberweiſung von Steuerbeträgen
schnell u. siche i S birrend Speriaimitten für die ſtädtiſche Steuerkaſſe iſt nach wie

vor zuläſſig und dringend erwünſcht.krauenglack Halle, den 10. Dezember 1923. 4165

aueh in lteren Der Magiſtrat.Faällen, ohne Berufs-

37 Am ſch Bunsehädlieh. Täglich m ſchwarzen Brett im Wagegebäudeviele freiwill. Dank- Marktplatz 24) befindet ſich e die
u durr Fluchtlinienaufhebung für die Guten

g. arg bergſtraße zwiſchen Lützener Straße und
ehem. Thüringer Bahnhof betreffende
Bekanntmachung. 4263

reeller Versand. 3780

Fr. W. L. Meyer,
Halle, den 6. Dezember 1923.

Der Magiſtrat.

Büäütterfeld

„Hätt' ich nur“
werden Sie ſicher ſchon in wenigen Tagen ſagen, wenn Sie die großen Vorteile

nicht ausnutzen, die Jhnen mein diesmaliges

AunhrunvrkfärAngehuotf
bietet. Jmmer und immer wieder mache ich Sie beſonders aufmerkſam: Auf meine un
geheure Auswahl meine äußerſt niedrigen Preiſe und meinen ſtets bewährten Grundſatz:

Gut und billig.
erren Anzüge. ſolide Stoffe 2 BurſchenPaletots, ſtarke, halt-Streße und dunkle Muſter, 45, 34 bare Winterſtoffe 43, 35, s

HerrenAnzüge, Ia mod. Stoffe, Bur ſchen-Anzüge, farbig u. blauErſas für 48 zur Konftrmattsn e 29 26
Herren Pa'etots u. Schlüpfer, Kinder Anzüge, Gr. 16, gute 1ſchöne warme Stoffe 45, 34 agfahige Stoffe 16 1880 10
Herren Ulſter mit Rückengurt

Kinder-Paletots, verſch. Formen, 50Phe alte molige u 8 warm abgefüttert 19, 15, 12ſtoffe 68 654mmimäntel, unbedingt er 50 Herrenhoſen, geſtreift in vielen 50G 5 gtmaß 23 n t t 16,50 10dicht, weite Schlüpferform

Herren-Artikel:

I

BREMEN

Krankenbebandl.
Hamburg I. 184,

Bismarokstraße 9, pt.

OSTASIEN
AuSTRALIEN

Bericht der Fleiſchpreis-Notierun adtgskommiſſio tSchlacht und Viehhofe. ſRen am ad
Bezahlt wurden am Montag, dem 10. Dezember 1923.

en v r r r r r t ſch 95e h Oberhemden m. 2Kragen, 1 weichen 50 Einſatzhemden. mit guten waſch Für 50 k FleiſchgewichW Geiſen 7 echten Einſätzen 3 Gattung 1. höchſter niedrigſter] 3. A Gefrier
Neoisogeonna o Vornatohorung Seidene Selbſtbinder, herrliche 250 Herrenhandſchuhe, Trikot Hinter 1* Preis Preis Preis ſteiſch
Maähere Auskunft 4ur o h Warben und geſtrickt 2, 1,95 Jn MilliardenNORDDEUTSCIHER Schleifenbinder, bildſchöne Muſter 0,75 Strickbinder 0,75 Zſen 100000 50000 90000 65000Markt ullen 80090 76000 75 000Kübe 100060 60000 95000ungrinder 70000 60000 65000ß N 7 9 F Nr. 7 9 9808 7ugkälberwacſſ o ein e E. N. Das Haus der guten Onalitäten ine und. 9000 s0 o 85000 r
in Halle a. S. Lloyd-Relsebureau 7 9 291. Sohönllent, Posbiribe (5nel andern Schweine einſchließl. e e a

7 22 7735
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